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Protokoll-Nr.: 341

Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Adoption)

Sehr geehrte Frau Wyder

Daseidgenössische Justiz- und Polizeidepartement hat die Kantonsregierungen zur Stel-
kingnahme zum Entwurf einer Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB) im
Bereich derAdoption eingeladen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme.
Im Namen und Auftrag des Regierungsrats teilen wir Ihnen mit, dass wir die Revision des
Adoptionsabschnittes im 2GB begrüssen und die Stossrichtung des Bundes unterstützen.
Wir halten es für richtig, dass das Gesetz nach wie vor klare Rahmenbedingungen für die
Adoption festlegt, von diesen jedoch zum Wohl und im Interesse des Kindes abgewichen
werden kann. Zu den verschiedenen Themenkreisen haben wir folgende Bemerkungen:

1. Flexibilisierung des Mindest- und Höchstalters der Adoptiveltern
Wir haben nichts zu bemerken zurArgumentation und den im Vorentwurf beschriebenen Zie-
!en'-E,inezu. offene und9rosszügige Zulassung von Ausnahmen erschwert und verkompliziert
J_^^h^d.te_A?opt',^sabkl,ärL'r19e.n- zvvs"' be9rüssen wir, dass im Einzelfall Abweichungen
möglich werden. Wir schlagen allerdings vor, dass nicht die Bewilligungsbehörde zu prüfen
hat, ob durch eineAusnahmeregelung das Kindeswohl gefährdet wird, sondern dass die Ge-
suchsteller nachweisen müssen, dass die Adoption im konkreten Fall im Interesse des Kin-
d,es.l.iegt',ohne eine Plausible Begründung der Gesuchsteller darf nicht vonden'gesetzli'chen
Regeln abgewichen werden.

Der Herabsetzung des Mindestalters der Adoptiveltern stimmen wir zu. Das Alter ist nur ein
Kriterium^beim Überprüfen derAdoptionseignung. Man kann daher davon ausgehen, dass
bei Unreife oder Vorliegen anderer Mängel die Adoption verweigert werden kann. Beim Min-
«f_st^T'^nter,s(?ied s"n.ü wir Srundsätzlich für die Beibehaltung der bestehenden Regelung.
Als mögliches Entgegenkommen regen wir an, nur die erwähnte Adoption von Geschwistern
zuzulassen und diese im Gesetz konkret zu erwähnen

Wir begrüssen, dass wie bereits in der Adoptionsverordnung kein Höchstalter, jedoch ein
Höchstaltersunterschjed definiert wird. Wir finden es wichtig, dass die Adoptiveltern das Kind
nicht nur bei der Aufnahme sondern während seiner ganzen Minderjährigkeit und in der Re-
gel auch darüber hinaus aktiv begleiten können. Das Ädoptivkind soll durch die Adoption zu-
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dem auch eine erweiterte neue "Familie" erhalten, welche auch Grosseltern, Onkeln und
Tanten sowie Cousinen und Cousins umfasst. Auch soll die Möglichkeit bestehen, dass die
Adoptiveltern dereinst selber Grosseltern werden könnten. Bei einer Ausnahme des Höchst-
altersunterschieds sollte aber die adoptionswilljge Person begründen müssen, weshalb die
Adoption dem Kindeswohl dienlich ist.

2. Herabsetzung der vorausgesetzten Ehedauer

Wir sind der Meinung, dass sich die Stabilität einer Beziehung nicht an der Ehedauer allein
ablesen lässt. Dagegen kann die Dauer der faktischen Leben"sgemeinschaftAufs~chIussdar-
über geben, wie viel gemeinsame Erfahrungen das Paar im Alltag bereits machen konnte.
wr-s.i.nddam_it einveretanden. wsnn stärker auf die Dauer dieser Erfahrungen abgestützt wird
als auf die Dauer der Ehe. Allerdings ist der Begriff der faktischen LebensgemeinIchaTzu"
klären. In der Rechtsprechung werden faktische Lebensgemeinschaften zunächst als nicht
stab.'Lar'.?_esehen' ,wobeLdies gilt; solan9e noch nicht von einem Willen zur gegenseitigen'
Unterstützung und zum Beistand ausgegangen werden kann. Es wird auch vom nichtstabiten
Konkubinat gesprochen. Wir würden es daher vorziehen, wenn von der tatsächlichen Haus-
gemeinschaft gesprochen würde (vgj. Art. 266 Abs. 1 Ziff. 3 ZGB, der diesen Begriff bereits
verwendet). Eine solche ist auch einfacher zu definieren bzw. nachzuweisen. Bei einer Her-
absetzung der Ehedauer sollte im Gegenzug die Dauer der gelobtenHausgemeinschaft hö-
"er:gewichtet,werden's? sol!.eine solche seit mindestens fünf Jahren bestehen, bevor ge-
meinsam ein Kind oder das Kind der Partnerin / des Partners adoptiert werden kann.

3. Stiefkindadoption

Wir können die Problematik, die der Stiefkindadoption inne liegt, bestätigen. Dies betrifft na-
^^l:-hJ!n-e,K_°ns?e,llati?ne.n' '." denen dsls Kind bereits über zwei rechtiiche-Eltern-verfügt.
Oftmals geraten solche Kinder in grosse Loyalitätskonflikte. Nicht selten wird ein solches
..'n.d..vom,E!tern'und stiefeltemteil. bei denen es seinen Lebensmittelpunkt hat, einseitig be-
elnflusst,wirerachten es (:lahera!s sehrwichtig, dass das Kindeswohientsprechend'g'epmft
wird, und das Kind wie auch der Elternteil, zu dem das Kindesverhältnis aufgehoben'werten
soll, massgeblichms Verfahren einbezogen werden. Wir erachten auch be7der'Stiefki'nd-~
adoption eine fünfjährige Hausgemeinschaft der künftigen (Adoptiv-)Eltern als angezeigt.

4. Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Paare in eingetragener Partnerschaft
WLr-stehen.elne1'öffnur^ des Adoptionsrechts zugunsten von Personen in gleichgeschlecht-
rchenBeziehun9en bzw- ein9etra9snen Partnerschaften grundsätzlich offen gegenüber.
Auch in,.anderen,Landern besteh^iese Möglichkeit. Zudem ergeben sich Ünltimmigkeiten,
wenr'.eine Einzeladc>Ption durch Personen mit gleichgeschlechüichen Neigungen und/oder'in
solchen Beziehungen möglich ist, eine Paaradoption aber nicht. Bei unseren veränderten
?f^!(! haftjichen Verhältnissen wachsen Kinder in völlig unterschiedlichen Lebensgemein-
schaften auf, unter anderem auch bei gleichgeschlechtlichen Paaren. Vor allem für den Fall.
das der leibliche Elternteil stirbt oder seine elterliche Funktion aus anderen Gründen nicht
"i'eh-rw.ahrnehmer kann..so"en Partnerinnen oder Partner, die mit dem Kind schon länger in
Hausgemeinschaft gelebt und sozialpsychische Elternfunktionen mitgetragen haben, solche
weiterhin ausüben dürfen. .,--.-."-....-..,

,-er_E'nzeladopti°nstehen wir ?run<:lsätzlich zurückhaltend gegenüber. FürAdoptivkindersol-
len^ht nur "zumutbare", sondern "optimale" Bedingungen"und Lösungen an'gestrebt'wer"
den. Die Adoption durch eine Einzelperson, die dem Kind nur einen Elternteil verschafft, ist
r.ahe-Nn-jeden''_.Fallso''9fält'9 zu .Prüfen-.und auch in diesem Fall hat die adoptionswillig'e
Person zu begründen, weshalb die von ihr beantragte Einzeladoption konkret dem Kindes-
wohl dient. Wir regen an, im Gesetz klar festzuhalten, dass die Einzeladoption'nur in'Aus^
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nahmefällen möglich sein soll, so beispielsweise, wenn schon eine Beziehung zwischen dem
Kind und der adoptierenden Person besteht.

Nicht^nachvollziehen können wir den Sinn einer Einzeladoption durch verheiratete Personen
oder Personen, die in eingetragener Partnerschaft leben. Ausgenommen sindl dieSituatio-
nen, die_schon jetzt in Artikel 264b Absatz 2 ZGB geregelt sind. Da das Verhältnis des'Kin-
des zur^Person, von der es nicht adoptiert wird, rechtlich und emotional unklar ist, ist eine
solche Situation zu vermeiden. Einem Adoptivkind sollen wenn immer möglich zwei Eltern
mit je eigenen Familiensystemen (Grosseltern, Tanten usw.) zugehalten werden.

5. Öffnung der Adoption für faktische Lebensgemeinschaften
Wir sind der Meinung, dass sich die Stabilität einer Beziehung weder an der Ehedauer noch
an der Dauernder faktischen Lebensgemeinschaft ablesen lässtfvgl. dazu unsere Bemer-
kungen in Ziffer^). Unseres Erachtens sollte ein Paar, das gemeinsam ein Kind adoptieren
T-_,.t,6;,auf rechtlicher Ebene im Minimum über einen rechtsgültigen Vertrag verfügen, der
den Wirkungen der Ehe gleichkommt (Konkubinatsvertrag). Die gegenseitigen Rechte und
Pflichten müssen in jedem Fall geklärt sein, insbesondere hinsichtlich Altersvorsorge und
Pensionskasse, Invalidität, Steuern, Vermögen und Wohneigentum usw.

Wir erachten es als überholt, dass Personen, die die Adoption des Kindes ihrer Lebens-
S!'1,",Trin/ihre?_Lebensp^,rtnere beabsichti9en. vorab heiraten müssen. Bei der Überprüfung
der Voraussetzungen sollte die getebte Hausgemeinschaft bzw. die Führung des gemeinsa'-
men,Haushalts ^doch mindestens fünf Jahre betragen. Dieselben Voraussetzungen sollten
bezüglich der gemeinschaftlichen Adoption für Paare in faktischen Lebensaemeir
erfüllt sein.

6. Förderung der Mitbeteiligung des Kindes

^-ILU,^TLS^Ütz^n^'e,FÖ''derun9 der Mitoeteiligung betroffener Kinder. Es scheint uns richtig,
dem Kind bei Bedarf eine neutrale Vertretehn oder einen neutralen Vertreter zur Seite zu
stellen bzw. entsprechende Überprüfungen durchzuführen.

7. Erleichterung der Erwachsenenadoption

^'T-^u Be9jn;1 ausgeführt dient die Adoption dazu, einem "elternlosen" Kind eine (neue)
Familie zu geben. Dies ist bei einer erwachsenen Person eigentlich kein Thema mehr. Aus
diesem Grund wäre unseres Erachtens eher zu prüfen, die Erwachsenenadoption auszu-
schliessen statt zu erleichtern.

Einverstanden sind wir insoweit, als neu eigene Nachkommen derAdoption einer erwachse-
nen Person nicht mehr entgegenstehen sollen. Insbesondere in Stiefelternkonstellationen
macht diese neue RS9elu"9 Sinn. Die Anhörung der leiblichen Nachkommen wird bereits in
Artikel 268a^ZGB geregelt und stellt daher keine Neuerung dar. Die Senkung der Betreu-
ungszeit auf drei Jahre ist abzulehnen. Es gibt ausser erbrechtlichen wenige Motive, welche
-e_^°Stion ,einer. erwachsenen Person erforderlich machen - ausgenommen eine enge,
soziale Zugehöhgkeit zu den künftigen Adoptiveltern.

Eine Klarung wünschen wir uns bei der Mitteilung derAdoption einer erwachsenen Person
gegenüber ihren leiblichen Eltern. Nach geltendem Recht kann es sein, dass ein leiblicher'
Elternteil bis und über seinen Tod hinaus nicht erfährt, dass er rechtlich kein Kind mehr hat.
Er kann seine Angelegenheiten daher nicht regeln oder geht von falschen Annahmen aus.
Wir schlagen deshalb eine Mitteilungspflicht gegenüber noch lebenden Eltern vor, deren er-
wachsenes Kind adoptiert worden ist. Zu prüfen ist, wem diese Pflicht zukommt (Zivilstand-
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behörden, Adoptionsbehörden, andere?). Eine Anhörung der leiblichen Eltern verneinen wir
jedoch.

8. Lockerung des Adoptionsgeheimnisses

DenAuskunftsanspruchdes adoptierten Kindes begrüssen wir. Einem Auskunftsanspruch
der leiblichen Eltern stehen wir skeptisch gegenüber. Wir sehen keine Möglichkeit, wie das
Postulat 09.4107 Fehr in der Praxis umgesetzt werden könnte. Dem Anspruch auf Bekannt-
gäbe von nichtidentifizierenden Informationen über die Lebenssituation des Kindes kann in
der praxisr"cht nach9ek°mmen werden. Es besteht für die abgebenden Eltern jedoch die
Möglichkeit, bei derAdoptionsfreigabe zu wünschen, dass ihnen via Behörden anonymisierte
Berichte über das Kind zukommen. Eine solche Abmachung muss jedoch vor Beginn einer
Unterbringung den adoptionswilligen Personen bekannt sein und sie müssen sich mit einer
solchen periodischen Auskunftspflicht einverstanden erklären.

Wir sind damit einverstanden, dass Suchdienste, analog zu den Adoptionsvermittlungsstel-
ten vom Bund anerkannt werden müssen. Dies gibt betroffenen Personen die notwendige
Sicherheit,_wenn sie auf einen Suchdienst zurückgreifen. Allerdings finden wir, dass dieTrlAr-
tikel 268e ZGB vorgeschlagenen Massnahmen falsche Erwartungen wecken. Es wird nicht
möglrch sein und lässt sich auch nicht rechtfertigen, dass flächendeckend Suchbegehren von
der öffentlichen Hand unterstützt werden. Insbesondere Suchaufträge im Zusammenhang
mit Auslandadoptionen können ins Uferlose gehen. Auch muss angefügt werden, dass bei
den heutigen Verfahren die zuständigen Behörden der Herkunftsländer in Pflicht genommen
sind, die Verhältnisse der Kinder genau zu prüfen und für korrekte Verfahren zu garantieren.
Es kann daher nicht sein dass Bund und Kantone bei solchen Adoptionen allfällige Suchauf-
träge mitfinanzieren. Wir begrüssen jedoch, wenn Bund und Kantone einen Fonds errichten
,u,nJd Kriterien bestimmen, nach welchen sich der Fonds an allfälligen Suchaufträgen beteiligt.
Möglicherweise macht es auch Sinn, wenn sich Adoptiveltern an einem solchen Fonds betei-
ligen, in Form von zusätzlichen Gebühren, die sie im Verlauf des Adoptionsverfahrens zu
entrichten haben (Verursacherprinzip).

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen.

Freundliche Grüsse

'vonne Schärli-Gerig
egierungsrätin

auch per E-Mail an: judith.wyder@bj.admin.ch
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